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Geldspritze
gegenden

Ärztemangel
Gesundheit Um den Ärztemangel zu bekämpfen,

stellt der Bund 100 Millionen Franken zur
Verfügung. Nun ist klar, wie das Geld verteilt
werden soll: Alle erhalten etwas vom Kuchen.

Maja Briner

Jeder dritte Arzt in der Schweiz stammt
aus dem Ausland. Die Ursache dafür ist
rasch diagnostiziert: Die Schweiz bildet
selbst zu wenige Ärzte aus. «Die Abhän-
gigkeit vom Ausland in der Gesundheits-
versorgung ist zu hoch», sagte Bundes-
präsident Johann Schneider-Ammann
gestern. Besserung verspricht er sich von
einer Geldspritze. 100 Millionen Fran-
ken gibt der Bund aus, damit mehr Stu-
dienplätze geschaffen werden. Das Geld,
als Anschubfinanzierung gedacht, fliesst
an neun Universitäten und an die beiden
ETH, wie der Hochschulrat der Schwei-
zerischen Hochschulkonferenz gestern
entschied. Am meisten Geld erhält vor-
aussichtlich die Uni Bern mit 25 Mil-
lionen, vor Basel und Lausanne mit je
14 Millionen Franken. Definitiv sind die
Zahlen noch nicht: Der Betrag hängt da-
von ab, wie viele zusätzliche Plätze tat-
sächlich geschaffen werden und wie vie-
le Studenten ihren Abschluss machen.

Ziel der Offensive ist es, die Zahl der
Master-Abschlüsse in Humanmedizin
bis ins Jahr 2025 von heute knapp 900

auf 1300 zu steigern. Dazu beitragen sol-
len einerseits jene Unis, die bereits heu-
te ein Medizinstudium anbieten. Zusätz-
lich werden vier neue Master-Studien-
gänge geschaffen – in Luzern, St. Gallen,
Freiburg sowie im Tessin. St. Gallen und
Luzern kooperieren dabei mit der Uni
Zürich. Und auch die beiden ETH in Zü-
rich und in Lausanne steuern ihren Teil
dazu bei. Die ETH Zürich bietet bereits
ab nächstem Herbst einen Bachelor-
Studiengang in Humanmedizin mit 100
Plätzen an. Bildungsminister Schneider-
Ammann sagte, das Engagement der
ETH trage der technologischen Entwick-
lung in der Medizin Rechnung.

Angesichts des Mangels an Hausärz-
ten mag erstaunen, dass auch die tech-
nologieorientierten ETH zum Zug kom-
men sollen. Bernhard Pulver, Vizepräsi-
dent der Hochschulkonferenz und
Erziehungsdirektor des Kantons Bern,
verteidigte den Entscheid: «Wir legen
zusätzliches Gewicht auf die Hausarzt-
medizin. Aber wir dürfen nicht alles da-
rauf setzen. Für den Medizinstandort
Schweiz braucht es die ganze Breite.»
Pulver sprach von einem «Gesamtpa-
ket», das auf die verschiedenen Landes-
teile Rücksicht nehme.

KritikamAufbau
neuerStudiengänge

Doch wäre es nicht effizienter, nur an
den bereits bestehenden Fakultäten aus-
zubauen, statt neue Studiengänge zu
schaffen? Bildungsminister Schneider-
Ammann betonte, der Entscheid über
die Verteilung der Gelder sei in einem
«föderalistischen, demokratischen Pro-
zess» zu Stande gekommen: Der Bund
leiste eine Anschubfinanzierung, «wer
mit uns anschieben will und beweisen
kann, dass er nachhaltig für mehr Ab-
schlüsse sorgen wird, ist willkommen.»

Ohne auf die einzelnen Projekte ein-
zugehen, stellen manche Politiker diese
Strategie in Frage. Die Aargauer CVP-
Nationalrätin Ruth Humbel beispiels-
weise hält es für sinnvoller, an den Uni-
versitäten, die bereits ein Medizinstu-
dium anbieten, mehr Studienplätze zu
schaffen. Der Aufwand, um an einer Uni
ein neues Medizinstudium für nur weni-
ge Plätze auszubauen, sei sehr gross, gibt

sie zu bedenken – und sagt: «Es macht
mich stutzig, dass die Unis erst jetzt mit
ihren Plänen kommen, das Problem ist
ja schon lange erkannt.» Sie vermutet die
Bundesgelder als Ursache für das späte
Vorpreschen. «Die 100 Millionen haben
Gelüste geweckt, in das prestigeträchti-
ge Gebiet einzusteigen», sagt Humbel.

Auch die Solothurner SP-National-
rätin Bea Heim fände es sinnvoller, an
Universitäten, die bereits ein Medizin-
studium anbieten, mehr Studienplätze
zu schaffen – statt neue Angebote an an-
deren Unis aufzubauen. Man müsse

mehr gesamtschweizerisch denken, zu
vielFöderalismuskönnesichdieSchweiz
in diesem Fall nicht leisten, sagt sie.
Neue Studiengänge aufzubauen, sei teu-
er, gibt Heim zu bedenken. Und ergänzt:
«100 Millionen Franken klingt nach viel,
gemessen am Bedarf in der medizini-
schen Ausbildung ist es aber wenig.»

Anders sieht es der Baselbieter SVP-
Nationalrat Thomas de Courten: Er ver-
weist darauf, dass es den bestehenden
medizinischen Fakultäten nicht gelun-
gen sei, ausreichend Ausbildungsplätze
anzubieten. Tatsächlich haben die Unis

in den letzten Jahren ihr Angebot bereits
ausgebaut. Die Studienplätze an den
Unis mit Numerus clausus – Basel, Bern,
Freiburg und Zürich – wurden erhöht,
von 546 im Jahr 2006 auf zuletzt 793.
Das ist ein Anstieg um satte 45 Prozent.
Doch es reicht noch nicht aus, um den
Bedarf zu decken.

Tausendewollten
Medizin studieren

Noch in den 1990er-Jahren klang es ganz
anders. «Es ist unbestritten, dass zu vie-
le Ärztinnen und Ärzte ausgebildet wer-

RuthHumbel
Aargauer CVP-Nationalrätin

«Die 100Millionen
desBundeshaben
Gelüstegeweckt, in
dasprestigeträchtige
Gebiet einzusteigen.»
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Privatklinikgruppewillmit ausländischenUnis kooperieren
Ärzteausbildung Wenn in der Schweiz
von der ärztlichen Aus- und Weiterbil-
dung die Rede ist, machen die Diskus-
sionen oft an den Landesgrenzen Halt.
Dies ist gleich aus zwei Gründen falsch:
Erstens ist der Anteil der ausländischen
Ärzte in der Schweiz schon heute hoch.
So hoch, dass jeder dritte Arzt aus dem
Ausland stammt – und der Ausländeran-
teil der Ärzte, die 2015 einen Facharzt-
titel erworben haben, inzwischen über
40 Prozent beträgt. Zweitens sind Aus-
bildungsreservoir und -ressourcen in der
Schweiz offenkundig zu klein, um den
steigenden Bedarf zu decken. Das Fazit
ist eindeutig: Sowohl bei ausgebildeten
als auch bei aus- und weiterzubildenden
Ärzten empfiehlt sich der Blick über die
Landesgrenzen hinaus.

So, wie es die Privatklinikgruppe
Hirslanden tut. Frank Nehlig, Medien-

sprecher der Hirslanden AG in Zürich,
bestätigt Informationen unserer Zei-
tung, dass die Gruppe bei der Ausbil-
dung den Sprung über die Grenze prüft.
Das heisst: Sie macht sich Gedanken
darüber, die Ärzteausbildung nicht mehr
nur in der Schweiz, sondern mit akade-
mischen Partnern im Ausland durchzu-
führen. Nehlig: «Wir sind mit ausländi-
schen Universitäten im Gespräch.» Wel-
che sind dies? Hirslanden hält sich
bedeckt: Es würde indes nicht über-
raschen, die Gruppe würde im östlichen
EU-Raum fündig.

Was bereits im Tun ist: Seit rund
einem Jahr läuft ein Programm mit der
Medizinischen Fakultät der Universität
Zürich, bei dem ein Teil der klinischen
Ausbildung der Studierenden an der Kli-
nik Hirslanden stattfindet. Und es könn-
te weitere Vorhaben geben: «Hirslanden

ist grundsätzlich für Kooperationen of-
fen und an nationalen sowie internatio-
nalen Partnerschaften interessiert.» Al-
lerdings seien die Einstiegshürden für
private Listenspitäler aufgrund von di-
versen institutionellen Rahmenbedin-
gungen in der Schweiz eher hoch, führt
Nehlig aus. Was das in Bezug auf konkre-
te neue Vorhaben bedeutet, lässt er zum
heutigen Zeitpunkt offen.

«DerdrohendeHausärztemangel
bereitet auchunsSorgen»

Ob im In- oder im Ausland: «Es ist für
Hirslanden unerlässlich, intensiv in die
Ausbildung zu investieren, um auch in
den kommenden Jahren genügend qua-
lifiziertes Personal zu haben», betont
Nehlig. Generell gehe es Hirslanden um
die Ausbildung von angehenden Ärzten.
«Dabei spielt die Unterscheidung Haus-

arzt versus Spezialist zunächst keine Rol-
le, da sie von der individuellen, später
stattfindenden Entscheidung in der Wei-
terbildungsphase der Ärzte abhängt»,
führt der Mediensprecher aus. Die Pri-
vatklinikgruppe begrüsst das Engage-
ment des Bundes denn auch. Ganz abge-
sehen davon, dass Hirslanden mit meh-
reren Weiterbildungsstätten in der
inneren Medizin schon heute in der Aus-
bildung von Internisten tätig ist. Diese
sind damit gerüstet, auch in der Haus-
arztmedizin tätig zu werden.

Was Nehlig damit zum Ausdruck
bringt: «Der drohende Hausärzteman-
gel bereitet auch uns Sorgen. Wir sehen
beispielsweise, dass sich viele Patienten
auch bei kleineren medizinischen Prob-
lemen direkt an die Notfallstationen der
Kliniken wenden, da sie gar keinen
Hausarzt haben», führt er aus. Ein Phä-

nomen, das auch öffentliche Spitäler be-
obachten. «In unseren Praxiszentren
versuchen wir deshalb eine Arbeitsstruk-
tur zu schaffen, bei der Hausärzte ohne
finanzielle Risiken in die Praxistätigkeit
einsteigen können», sagt Nehlig.

Hirslanden umfasst 16 Kliniken in
11 Kantonen. Sie betreibt zudem 4 am-
bulante Praxiszentren, 14 Radiologie-
und 4 Radiotherapieinstitute. Die Grup-
pe zählt gut 2030 Belegärzte und ange-
stellte Ärzte sowie 8750 Mitarbeitende.
Hirslanden ist gemäss eigener Aussage
die führende Privatklinikgruppe der
Schweiz. Sie wies im Geschäftsjahr
2015/16 einen Umsatz von 1, 647 Milliar-
den Franken aus. Hirslanden ist seit
2007 Teil der südafrikanischen Spital-
gruppe Mediclinic.

Balz Bruder

den», schrieb der damalige CVP-Stän-
derat Carlo Schmid-Sutter (AI) 1994 in
einem Vorstoss. Vier Jahre später wurde
an mehreren Universitäten – Basel, Bern,
Freiburg und Zürich – der bis heute gül-
tige Numerus clausus eingeführt.

Genügend motivierte Medizinstu-
denten und -studentinnen zu finden,
wäre auch heute nicht das Problem: Über
3500 Personen haben dieses Jahr den
Eignungstest für das Medizinstudium
gemacht – und auf einen der knapp 800
Plätze gehofft. Die Westschweizer Unis
wenden den Numerus clausus nicht an,

stattdessen wird in den ersten Studien-
jahren kräftig gesiebt.

WeitereMassnahmen
notwendig

Das hat Folgen: Der Anteil der ausländi-
schen Ärzte ist laut der Ärzteverbindung
FMH zuletzt nochmals kräftig gestiegen,
von 25 Prozent im Jahr 2010 auf 32 Pro-
zent im vergangenen Jahr. Die meisten
Ärzte kommen aus Deutschland, dahin-
ter folgen Italien, Österreich und Frank-
reich. Weitere Herkunftsländer listet die
FMH nicht einzeln auf, da die Zahlen zu

klein seien. Einen Hinweis gibt die Sta-
tistik des Bundes über die anerkannten
Diplome. Diese zeigt: Die Zahl der Ärzte
aus Osteuropa nahm zuletzt zu. Allein
aus Griechenland und Rumänien liessen
2015 je über 100 Ärzte ihr Diplom vom
Bund anerkennen. Aus Deutschland
wurden über 1100 Diplome anerkannt,
ähnlich viele wie in den Vorjahren.

Bis die Schweiz weniger ausländi-
sche Ärzte braucht, dürfte es noch eini-
ge Zeit dauern. Die FMH geht davon aus,
dass das angestrebte Ziel von 1300 Ab-
schlüssen pro Jahr 2025 erreicht werden

kann. Da die Weiterbildung zum Fach-
arzt sechs bis sieben Jahre dauert, dürf-
ten voraussichtlich ab den 2030er-Jah-
ren ausreichend in der Schweiz ausgebil-
dete Fachärzte vorhanden sein. Laut
FMH-Präsident Jürg Schlup ist das ein
«wichtiger Schritt, um die Abhängigkeit
von ausländischen Fachärzten zu verrin-
gern und den selbstverschuldeten Ärzte-
mangel zu korrigieren».

Nach Ansicht von Jürg Schlup wären
weitere, flankierende Massnahmen sinn-
voll, umdenÄrztemangel zubekämpfen,
beispielsweise die Schaffung weiterer

ärztlicher Praxisassistenzstellen im länd-
lichen Raum. Auch könnten die Arbeits-
bedingungen noch verbessert werden,
etwa durch spitalnahe Kita-Plätze mit
überlangen Öffnungszeiten, sagt er.

Ob die neuen Studienplätze an be-
stehenden Fakultäten oder an neuen Or-
ten geschaffen werden, ist für die FMH
hingegen nicht relevant. «Jede Anstren-
gung, die Ausbildungskapazitäten zu er-
höhen, trägt zur Lösung des Ärzteman-
gels bei», sagt Jürg Schlup. «Wie und wo
investiert wird, ist für uns weniger wich-
tig», fügt er an.

TrotzwenigerGeld:
Luzernwill denMaster

Gesundheitsversorgung Bis dato kön-
nen Medizinstudenten nicht in Luzern
ihreAusbildungabsolvieren.Dassoll sich
bereits ab Herbst 2017/18 ändern. Dann
sollen die ersten Medizinstudenten an
der Uni Luzern ausgebildet werden. Mit
diesem neuen Studiengang soll dem
Mangel an Grundversorgern begegnet
werden (Ausgabe vom 12. November).

Die Universität Luzern kooperiert
dabei mit der Universität Zürich. Grund
für die Zusammenarbeit ist unter ande-
rem, dass die Uni Luzern selbst keine
Bachelorstudenten ausbildet. Um das
gemeinsame Projekt zu realisieren, ha-
ben die Universitäten Luzern und Zürich
vom 100-Millionen-Bundestopf einen
Beitrag von rund 9 Millionen Franken
beantragt. Der Hochschulrat, präsidiert
von Bundespräsident Johann Schneider-
Ammann (FDP), hat gestern bekannt ge-
geben, das Projekt mit 7 Millionen zu
unterstützen, also 2 Millionen weniger
als geplant.

Reto Wyss, Bildungsdirektor des
Kantons Luzern, sagt zum heutigen Ent-
scheid: «Ich freue mich. Die 7 Millionen
sind ein wichtiger Beitrag. Für Luzern er-
öffnet sich damit die Chance, die Kom-
petenzen, die vor Ort vorhanden sind, in
einen Masterstudiengang einzubrin-
gen.» Zudem ist der CVP-Magistrat
überzeugt, dass die Schweiz mit dieser
Anschubfinanzierung die Ausbildungs-
kapazität für die Mediziner deutlich er-
höhen kann. In Luzern plant man,
40 Studienplätze zu schaffen.

Kantonzahlt jährlich
50000FrankenproStudent

DasGeld ist nungesprochen.Wiegehtes
weiter mit dem Medical Master? «Nun
werden die formalen Vereinbarungen
zwischendenbeidenUniszumAbschluss
gebracht», sagt Wyss. Anschliessend
werde man sich mit der Ausgestaltung
des Studiengangs befassen. «Ich bin zu-
versichtlich, dass dies gelingen wird.»

Fakt ist:Die7MillionenFrankensind
eine Starthilfe, werden aber kaum alle

Kosten decken können. Wie tief muss
also der Kanton für die Realisierung des
Medizinmasters in die Tasche greifen?
RegierungsratWysssagtdazu:«DerKan-
ton Luzern zahlt für jeden Luzerner Stu-
dierendeneine festgelegteSummeandie
jeweils ausbildende Hochschule. Diese
Mittel stehen für das Angebot zur Verfü-
gung.» Aufgrund einer schweizerischen
Vereinbarung zahlt der Kanton pro Me-
dizinstudent in der klinischen Ausbil-
dung – diese umfasst vier Jahre – jährlich
rund 50 000 Franken. Wie diese Mittel
aufdieProjektpartneraufgeteiltwerden,
ist noch unklar. Ebenfalls offen ist, wie
der Inhalt der Ausbildung definiert wird
und wie lange der Vertrag zwischen den
beidenUnisdauernsoll.«Das liegt inder
ZuständigkeitderbeidenUniversitäten»,
sagt Reto Wyss dazu.

Gemäss Lukas Portmann, Kommu-
nikationsbeauftragter der Uni Luzern,
liegt der konkrete Vertrag noch nicht vor.
Deshalb könne man auch keine Angaben
machen. Wyss hält fest: «Die Vereinba-
rung muss letztlich dem Luzerner und
dem Zürcher Regierungsrat zur Geneh-
migung vorgelegt werden.» Weitere poli-
tische Beschlüsse seien derzeit nicht er-
forderlich, so der Bildungsdirektor.

Mehraufwand
fürdiePartnerspitäler

Klarer scheint, welche Partner sich an
der Ausbildung beteiligen werden, wie
Reto Wyss sagt. Aktuell gehe er davon
aus, dass das Luzerner Kantonsspital
und die Luzerner Psychiatrie, das Para-
plegiker-Zentrum in Nottwil, die Hirs-
landen-Klinik St. Anna sowie das Institut
für Hausarztmedizin als Ausbildungs-
partner agieren werden. Zu welchen
Rahmenbedingungen diese Partner ein-
gespannt würden, sei nicht «abschlies-
send festgelegt», wie der Regierungsrat
sagt. Er betont jedoch: «Für die Partner
ist es sehr aufwendig und immer schwie-
riger, Personal zu rekrutieren. Darum ha-
ben die Kliniken grosses Interesse, mehr
Medizinabschlüsse zu generieren.»

Martin Nufer, medizinischer Direktor
der Hirslanden-Klinik St. Anna, sieht
das ebenso: «Wir brauchen zwingend
mehr Ärzte in der Schweiz. Wenn wir als
Klinik im Interesse der Zentralschwei-
zer Bevölkerung dazu etwas beitragen
können, sind wir gerne bereit.» Klar, sei
es für das Unternehmen eine Herausfor-
derung, die mit zusätzlichen Kosten ver-
bunden sei, sagt Nufer und fügt an: «Wir
investieren in die Ausbildung aus Über-
zeugung und nicht aus Kalkül.» Zu den
Aufwendungen macht er ein Beispiel:
«Jeder Student braucht Betreuung. Die-
ses Personal müssen wir zur Verfügung
stellen.» Eine weitere Herausforderung
sei der Wettbewerb zwischen den Uni-
versitäten, da auch andere Kantone ihre
Ausbildung für Ärzte erweiterten, er-
klärt er. Im Herbstsemester 2015/16 stu-
dierten 300 Luzerner an einer schwei-
zerischen Universität Humanmedizin.
56 Studenten waren an der Uni Zürich
eingeschrieben.

2023sollendieErsten
ihrDiplomentgegennehmen

Ziel ist es, dass in Luzern schon bald an-
gehende Ärztinnen und Ärzte die ge-
sundheitswissenschaftlichen, prakti-
schen und klinischen Ausbildungsmo-
dule absolvieren. Obwohl es um ein
Masterprogramm geht, werden auch Ba-
chelorstudenten in Luzern einzelne Mo-
dule besuchen können – dies soll bereits
nächsten Herbst möglich sein. «Das er-
höht die Chance, dass die Studenten
nach ihrem Abschluss als Ärztinnen
oder Ärzte im Kanton Luzern arbeiten
werden», sagt Reto Wyss.

Die Ausbildung wird dabei grund-
sätzlich unter der akademischen Verant-
wortung der Medizinischen Fakultät der
Universität Zürich absolviert. Am
Schluss verleihen die Unis allerdings ein
sogenanntes Joint-Degree, ein gemein-
sames Diplom. Das soll erstmals 2023
der Fall sein.

Yasmin Kunz
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